Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4472 


26 . 04 . 96 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (1 1 . Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf des Bundesrates 
- Drucksache 13/1777 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Erstattungsvorschriften 
im soziaien Entschädigungsrecht (ErstÄG) 


A, Problem 

Durch das 2. Änderungsgesetz zum Opferentschädigungsgesetz 
sind die Erstattungsansprüche der Krankenkassen für Aufwen- 
dungen nach dem Bundesversorgungsgesetz mit Wirkung zum 

1. Januar 1994 pauschaliert worden. Mit dem Ziel einer Verwal- 
tungsvereinfachung sieht der Gesetzentwurf auf Drucksache 
13/1777 ab 1, Januar 1996 nunmehr auch eine Pauschalierung der 
Erstattungsansprüche gegenüber den Versorgungsverwaltungen 
der Länder für die Aufwendungen nach dem Opferentschä- 
digungsgesetz, dem Bundesseuchengesetz sowie dem 1. und 

2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz vor. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in der vom Ausschuß geänderten 
Fassung. 

Die Ausschußmitglieder sprachen sich einstimmig für die Ver- 
schiebung der Pauschalierung um zwei Jahre auf den 1. Januar 
1998 aus, da dadurch die im Gesetzentwurf vorgesehenen Korrek- 
turen der Pauschale entbehrlich seien. Darüber hinaus stimmten 
sie dafür, auf die im Gesetzentwurf vorgesehene Pauschalierung 
im 1. und 2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz zu verzichten. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 

D. Kosten 

Keine Mehrausgaben. 

Einsparung bei den Verwaltungskosten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/1777 in der aus der anlie- 
genden Zusanmienstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 26. April 1996 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Petra Bläss 

Vorsitzende Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Erstattungsvorschriften 
im sozialen Entschädigungsrecht (ErstÄG) 

- Drucksache 1 3/1 777 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Erstattungsvorschriften 
im sozialen Entschädigungsrecht (ErstÄG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. 1 S. 21), 
zuletzt geändert durch . . wird wie folgt geändert: 

1 . § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3. 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„ (4) Für von den Ländern zu tragende Auf- 
wendungen nach Gesetzen, die eine entspre- 
chende Anwendung dieses Gesetzes vorsehen, 
gelten die Absätze 1, 2 und 3 nur, soweit dies 
ausdrücklich vorgesehen ist. " 

2. Dem § 81a werden folgende Absätze 3 und 4 an- 
gefügt: 

„ (3) Die Krankenkasse teilt der Verwaltungsbe- 
hörde Tatsachen mit, aus denen zu entnehmen ist, 
daß ein Dritter den Schaden verursacht hat. Auf 
Anfrage macht sie der Verwaltungsbehörde Anga- 
ben darüber, in welcher Höhe sie Heil- oder Kran- 
kenbehandlung erbracht hat; dies gilt nicht für 
nichtstationäre ärztliche Behandlung und Versor- 
gung mit Arznei- und Verbandmitteln. 

(4) § 116 Abs. 8 des Zehnten Buches Sozialge- 
setzbuch gilt entsprechend. " 


Artikel 2 

Änderung des Opferentschädigungsgesetzes 

Das Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Januar 1985 (BGBl. I S. 1), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von Erstattungsvorschriften 
im sozialen Entschädigungsrecht (ErstÄG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Opferentschädigungsgesetzes 

Das Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Januar 1985 (BGBl. 1 S. 1), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 
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Entwurf 

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 13 angefügt: 

„(13) § 20 des Bundesversorgungsgesetzes ist mit 
den Maßgaben anzuwenden, daß an die Stelle der 
in Absatz 1 Satz 3 genannten Zahl die Zahl der ren- 
tenberechtigten Beschädigten und Hinterbliebe- 
nen nach diesem Gesetz im Vergleich zur Zahl des 
Vorjahres tritt, daß in Absatz 1 Satz 4 an die Stelle 
der dort genannten Ausgaben der Krankenkassen 
je Rentner die bundesweiten Ausgaben je Mitgüed 
treten, daß Absatz 2 Satz 1 für die oberste Landes- 
behörde, die für die Kriegsopferversorgung zustän- 
dig ist, oder die von ihr bestimmte Stelle gilt und 
daß in Absatz 3 an die Stelle der in Satz 1 genann- 
ten Zahl die Zahl 1,3 tritt und die Sätze 2 bis 4 nicht 
gelten. '' 

2. Nach § 10c wird folgender § lOd eingefügt: 

„§ lOd 

Übergangsvorschrift zu § 1 Abs. 13 

(1) Am 1, Januar 1996 noch nicht gezahlte Er- 
stattungen von Aufwendungen für Leistungen, die 
vor dem 1. Januar 1996 erbracht worden sind, wer- 
den nach den bis dahin geltenden Erstattungsre- 
gelungen abgerechnet. 

(2) Für das Jahr 1995 wird ein fiktiver Pauschal- 
betrag wie folgt ermittelt: Aus der Summe der Er- 
stattungen des Landes an die Krankenkassen nach 
diesem Gesetz in den Jahren 1991 bis 1994, abzüg- 
lich der Erstattungen für Leistungen bei Pflegebe- 
dürftigkeit nach § 11 Abs. 4 und § 12 Abs, 5 des 
Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 
31. März 1995 geltenden Fassung und abzügüch 
der Erstattungen nach § 19 Abs. 4 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes in der bis zum 31, Dezember 
1993 geltenden Fassung, wird der Jahresdurch- 
schnitt ermittelt. Das Ergebnis wird nach § 1 Abs. 1 3 
zur Bestimmung des fiktiven Pauschalbetrages des 
Jahres 1995 verändert. Dieser ist Grundlage für 
den Pauschalbetrag 1 996. 

(3) Der Pauschalbetrag des Jahres 1997 wird da- 
durch ermittelt, daß die nach Absatz 1 gezahlten Er- 
stattungen, abzüglich der Erstattungen für Leistun- 
gen bei Pflegebedürftigkeit nach § 11 Abs. 4 und 
§12 Abs. 5 des Bundesversorgungsgesetzes in der 
bis zum 31. März 1995 geltenden Fassung und ab- 
züglich der Erstattungen nach § 19 Abs. 4 des Bun- 
desversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1993 geltenden Fassung, bei der Berechnung 
des Durchschnittes nach Absatz 2 einbezogen wer- 
den, danach die Pauschalbeträge der Jahre 1 995 
und 1996 neu festgesetzt werden und schließlich 
der neu festgesetzte Pauschalbetrag des Jahres 
1996 nach § 1 Abs. 13 verändert wird. Der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem tatsächlich gezahlten 
Pauschalbetrag des Jahres 1 996 zu dem nach Satz 1 
neu festgesetzten Pauschalbetrag ist nachzuzah- 
len. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
1. unverändert 


2. Nach § 10c wird folgender § lOd eingefügt: 

„§ lOd 

Üb ergangsvor Schrift 

(1) Am 1. Januar 1998 noch nicht gezahlte Er- 
stattungen von Aufwendungen für Leistungen, die 
vor dem 1. Januar 1998 erbracht worden sind, wer- 
den nach den bis dahin geltenden Erstattungsre- 
gelungen abgerechnet. 

(2) Für das Jahr 1998 wird der Pauschalbetrag 
wie folgt ermittelt: Aus der Summe der Erstattun- 
gen des Landes an die Krankenkassen nach diesem 
Gesetz in den Jahren 1995 bis 1997, abzügüch der 
Erstattungen für Leistungen bei Pflegebedürftig- 
keit nach § 11 Abs. 4 und § 12 Abs. 5 des Bundes- 
versorgungsgesetzes in der bis zum 31. März 1995 
geltenden Fassung und abzügüch der Erstattungen 
nach § 19 Abs. 4 des Bundesversorgungsgesetzes 
in der bis zum 31. Dezember 1993 geltenden Fas- 
sung, wird der Jahresdurchschnitt ermittelt. " 


(3) entfällt 
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Entwurf 

Ist der tatsächlich gezahlte Pauschalbetrag des 
Jahres 1 996 höher als der nach Satz 1 neu festge- 
setzte Pauschalbetrag, wird dieser Unterschiedsbe- 
trag mit dem Pauschalbetrag des Jahres 1997 ver- 
rechnet " 


Artikel 3 

Änderung des Bundes- Seuchengesetzes 


§ 54 des Bundes-Seuchengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1979 
(BGBl. I S. 2262, ber. 1980 S. 151), zuletzt geändert 
durch . . ., wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „ , die das Bun- 
desversorgungsgesetz für anwendbar erklären," 
durch die Wörter „ , die eine entsprechende 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vor- 
sehen," ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 3 a eingefügt: 

„(3 a) § 20 des Bundesversorgungsgesetzes ist 
mit den Maßgaben anzuwenden, daß an die Stelle 
der in Absatz 1 Satz 3 genannten Zahl die Zahl der 
rentenberechtigten Beschädigten und Hinterblie- 
benen nach diesem Gesetz im Vergleich zur Zahl 
des Vorjahres tritt, daß in Absatz 1 Satz 4 an die 
Stelle der dort genannten Ausgaben der Kranken- 
kassen je Rentner die bundesweiten Ausgaben je 
Mitghed treten, daß Absatz 2 Satz 1 für die obersten 
Landesbehörde, die für die Kriegsopferversorgung 
zuständig ist, oder die von ihr bestimmte Stelle güt 
und daß in Absatz 3 an die Stelle der in Satz 1 ge- 
nannten Zahl die Zahl 1,3 tritt und die Sätze 2 bis 4 
nicht gelten. " 

c) Nach Absatz 5 werden folgende Absätze 6 bis 8 an- 
gefügt: 

„(6) Am 1. Januar 1996 noch nicht gezahlte Er- 
stattungen von Aufwendungen für Leistungen, die 
vor dem 1. Januar 1996 erbracht worden sind, wer- 
den nach den bis dahin geltenden Erstattungsrege- 
lungen abgerechnet. 

(7) Für das Jahr 1995 wird ein fiktiver Pauschal- 
betrag wie folgt ermittelt: Aus der Summe der Er- 
stattungen des Landes an die Krankenkassen nach 
diesem Gesetz in den Jahren 1991 bis 1994, abzüg- 
lich der Erstattungen für Leistungen bei Pflegebe- 
dürftigkeit nach §11 Abs. 4 und §12 Abs. 5 des 
Bundesversorgungsgesetzes in der bis zum 
31. März 1995 geltenden Fassung und abzüglich 
der Erstattungen nach §19 Abs. 4 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 
1993 geltenden Fassung, wird der Jahresdurch- 
schnitt ermittelt. Das Ergebnis wird nach Absatz 3 a 
zur Bestimmung des fiktiven Pauschalbetrages des 
Jahres 1995 verändert. Dieser ist Grundlage für 
den Pauschalbetrag 1 996. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 3 

Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 

Das Bundes-Seuchengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1979 (BGBl. I 
S. 2262, ber. 1980 S. 151), zuletzt geändert durch . . ., 
wird wie folgt geändert: 

1. § 54 wird wie folgt geändert: 


a) unverändert 


b) unverändert 


c) entfällt 


6 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/4472 


Entwurf 

(8) Der Pauschalbetrag des Jahres 1997 wird da- 
durch ermittelt, daß die nach Absatz 6 gezahlten Er- 
stattungen, abzüglich der Erstattungen für Leistun- 
gen bei Pflegebedürftigkeit nach §11 Abs, 4 und 
§12 Abs. 5 des Bundesversorgungsgesetzes in der 
bis zum 31. März 1995 geltenden Fassung und ab- 
züglich der Erstattungen nach § 19 Abs. 4 des Bun- 
desversorgungsgesetzes in der bis zum 31. Dezem- 
ber 1993 geltenden Fassung, bei der Berechnung 
des Durchschnittes nach Absatz 7 einbezogen wer- 
den, danach die Pauschalbeträge der Jahre 1995 
und 1996 neu festgesetzt werden und schließlich 
der neu festgesetzte Pauschalbetrag des Jahres 
1996 nach Absatz 3 a verändert wird. Der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem tatsächlich gezahlten 
Pauschalbetrag des Jahres 1 996 zu dem nach Satz 1 
neu festgesetzten Pauschalbetrag ist nachzuzah- 
len. 

Ist der tatsächlich gezahlte Pauschalbetrag des 
Jahres 1996 höher als der nach Satz 1 neu festge- 
setzte Pauschalbetrag, wird dieser Unterschiedsbe- 
trag mit dem Pauschalbetrag des Jahres 1997 ver- 
rechnet. " 


Artikel 4 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
für Opfer von Gewalttaten 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten 
vom 21. Juli 1993 (BGBL I S. 1262) wird wie folgt ge- 
ändert: 

In Artikel 6 wird das Datum „31. Dezember 1994" 
durch das Datum „31. Dezember 1995" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. Nach § 73 wird folgender Paragraph eingefügt: 

.§74 

Übergangsvorschrift zu § 54 Abs. 3 a 

(1) Am 1. Januar 1998 noch nicht gezahlte Erstat- 
tungen von Aufwendungen für Leistungen, die 
vor dem 1. Januar 1998 erbracht worden sind, wer- 
den nach den bis dahin geltenden Erstattungsre- 
gelungen abgerechnet. 

(2) Für das Jahr 1998 wird der Pauschalbetrag 
wie folgt ermittelt: Aus der Summe der Erstattun- 
gen des Landes an die Krankenkassen nach die- 
sem Gesetz in den Jahren 1995 bis 1997, abzüglich 
der Erstattungen für Leistungen bei Pflegebedürf- 
tigkeit nach § 11 Abs. 4 und § 12 Abs. 5 des Bun- 
desversorgungsgesetzes in der bis zum 31. März 
1995 geltenden Fassung und abzüglich der Erstat- 
tungen nach § 19 Abs. 4 des Bundesversorgungs- 
gesetzes in der bis zum 31. Dezember 1993 gelten- 
den Fassung, wird der Jahresdurchschnitt ermit- 
telt." 


Artikel 4 

Änderung des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung 
für Opfer von Gewalttaten 

Das Zweite Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Entschädigung für Opfer von Gewalttaten 
vom 21. Juli 1993 (BGBl. I S. 1262) wird wie folgt ge- 
ändert: 

In Artikel 6 wird das Datum „31. Dezember 1994" 
durch das Datum „31. Dezember 1997" ersetzt. 


7 



Drucksache 13/4472 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 5 Artikel 5 

Änderung entfällt 

des Ersten SED-Unrechtshereinigungsgesetzes 

Artikel 1 § 24 des Ersten Gesetzes zur Bereinigung 
von SED-Unrecht (Erstes SED-Unrechtsbereinigungs- 
gesetz) vom 29. Oktober 1992 (BGBL I S. 1814), zu- 
letzt geändert durch . . wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Text wird Absatz 1. 

2. Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 
angefügt: 

„(2) Die §§ 20 ff. des Bundesversorgungsgesetzes 
finden mit der Maßgabe Anwendung, daß Grund- 
lage der Pauschale die Zahl der am 1. Juli des 
Abrechnungsjahres festgestellten Versorgungsbe- 
rechtigten nach diesem Gesetz ist. Diese Zahl wird 
multipliziert mit dem durchschnittlichen Pauschal- 
betrag je Versorgungsberechtigten nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz, den das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung für das Abrech- 
nungsjahr an den AOK-Bundesverband als Pau- 
schale nach § 20 des Bundesversorgungsgesetzes 
zahlt. Zum Ende jeden Kalendervierteljahres wer- 
den vorläufige Teilbeträge gezahlt. 

Grundlage dieser Abschlagszahlungen ist die 
Zahl der Versorgungsberechtigten nach diesem 
Gesetz zum 31. Dezember des Vorjahres multipli- 
ziert mit dem in Satz 2 genannten Durchschnittsbe- 
trag des Vorjahres. Die endgültige Abrechnung er- 
folgt mit der vierten Abschlagszahlung. 

(3) § 20 Abs. 2 Satz 1 des Bundesversorgungsge- 
setzes gilt für die oberste Landesbehörde, die für 
die Kriegsopferversorgung zuständig ist, oder für 
die von ihr bestimmte Stelle . " 


Artikel 6 Artikel 6 

Änderung entfällt 

des Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes 

Artikel 1 § 6 des Zweiten Gesetzes zur Bereinigung 
von SED-Unrecht (Zweites SED-Unrechtsbereini- 
gungsgesetz) vom 23. Juni 1994 (BGBl. I S. 1311), zu- 
letzt geändert durch . . ., wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Text wird Absatz 1. 

2. Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 2 und 3 
angefügt: 

„(2) Die §§ 20 ff. des Bundesversorgungsgesetzes 
finden mit der Maßgabe Anwendung, daß Grund- 
lage der Pauschale die Zahl der am 1. Juli des 
Abrechnungsjahres festgestellten Versorgungsbe- 
rechtigten nach diesem Gesetz ist. Diese Zahl wird 
multipliziert mit dem durchschnittlichen Pauschal- 
betrag je Versorgungsberechtigten nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz, den das Bundesministe- 
rium für Arbeit und Sozialordnung für das Abrech- 
nungsjahr an den AOK-Bundesverband als Pau- 
schale nach § 20 des Bundesversorgungsgesetzes 
zahlt. Zum Ende jeden Kalendervierteljahres wer- 
den vorläufige Teilbeträge gezahlt. 
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Entwurf 

Grundlage dieser Abschlagszahlungen ist die Zahl 
der Versorgungsberechtigten nach diesem Gesetz 
zum 31. Dezember des Vorjahres multipliziert mit 
dem in Satz 2 genannten Durchschnittsbetrag des 
Vorjahres. Die endgültige Abrechnung erfolgt mit 
der vierten A bschlagszahl ung. 

(3) § 20 Abs. 2 Satz 1 des Bundesversorgungsge’ 
setzes gilt für die oberste Landesbehörde, die für 
die Kriegsopferversorgung zuständig ist, oder für 
die von ihr bestimmte Stelle. “ 


Artikel 7 
Inkrafttreten 

Die Artikel 1 bis 3 und die Artikel 5 und 6 dieses 
Gesetzes treten am 1. Januar 1996, Artikel 4 mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1995 in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

Artikel 1 bis 3 treten am 1. Januar 1998, Artikel 4 
tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1995 in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Petra Bläss 


A. Allgemeiner Teil 

1 . 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/1777 ist in der 
92. Sitzung des Deutschen Bundestages am 7, März 
1996 an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur federführenden Beratung und an den Rechtsaus- 
schuß sowie den Ausschuß für Gesundheit zur Mit- 
beratung überwiesen worden. 

Der Rechtsausschuß hat in seiner Sitzung am 24. April 
1996 einstimmig festgestellt, daß er gegen den Ge- 
setzentwurf auf Drucksache 13/1777 keine verfas- 
sungsrechtlichen oder rechtsförmlichen Bedenken 
erhebt. 

Der Ausschuß für Gesundheit hat in seiner Sitzung 
am 24. April 1996 einstimmig die Annahme des Ge- 
setzentwurfs auf Drucksache 13/1777 in der Fassung 
der dem federführenden Ausschuß vorhegenden 
Änderungsanträge empfohlen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Gesetzentwurf in seiner 50. Sitzung 
am 17. April 1996 beraten und die Beratung in seiner 
51. Sitzung am 24. April 1996 fortgesetzt und abge- 
schlossen. Der Ausschuß hat einstimmig beschlossen, 
den Gesetzentwurf auf Drucksache 13/1777 in der 
aus der vorstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen geänderten Fassung anzunehmen. 

II. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates auf Drucksache 
13/1777 sieht ab 1, Januar 1996 eine Pauschalierung 
der Erstattungsansprüche der Krankenkassen gegen- 
über den Versorgungs Verwaltungen der Länder für 
die Aufwendungen nach dem Opferentschädigungs- 
gesetz, dem Bundesseuchengesetz sowie dem 1. und 
2. SED-Unrechtsbereinigungsgesetz vor. Durch die 
Ablösung des bisherigen Einzelerstattungsverfah- 
rens durch die im Gesetzentwurf vorgesehene Pau- 
schalierung soll eine Verwaltungs Vereinfachung er- 
reicht werden. 

III . 

Die Mitglieder der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. sowie der 
Gruppe der PDS begrüßten einhellig die mit dem Ge- 
setzentwurf auf Drucksache 13/1777 beabsichtigte 
Verwaltungsvereinfachung. Ausgehend von den 
durch die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. einge- 
brachten Änderungsanträgen sprachen sich die Aus- 
schußmitglieder im übrigen einstimmig für die Ver- 
schiebung der Pauschalierung um zwei Jahre auf 
den 1. Januar 1998 aus, da durch diese Änderung die 
im Gesetzentwurf vorgesehenen Korrekturen der 


Pauschale entbehrlich gemacht würden. Darüber 
hinaus stimmten sie den Änderungsanträgen zu, in 
denen der Verzicht auf die im Gesetzentwurf gere- 
gelte Pauschalierung für das 1. und 2. SED-Unrechts- 
bereinigungsgesetz vorgesehen ist. 


B. Besonderer Teil 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird 
- soweit sie im Verlauf der Ausschußberatungen 
nicht geändert oder ergänzt wurden - auf den Ge- 
setzentwurf verwiesen. Hinsichtlich der vom Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung geänderten oder 
neu eingefügten Vorschriften ist folgendes zu bemer- 
ken: 


Zu Artikel 2 

Zu Nummer 2 

Das Gesetz soll jetzt zum 1. Januar 1998 in Kraft tre- 
ten. Es ist deshalb notwendig, die Basis für die Pau- 
schalerstattung dem Zeitpunkt des Inkrafttretens an- 
zupassen. Mit der Verschiebung des Inkrafttretens 
auf den 1. Januar 1998 ist auch die bisher in Absatz 3 
vorgesehene Nachbesserung der Pauschale entbehr- 
lich geworden. Die Änderungen sind daher im we- 
sentlichen redaktioneller Natur. 


Zu Artikel 3 \ 

Die Regelungen stehen im Zusammenhang mit der 
Verlängerung der Übergangsregelung und des ver- 
änderten Inkrafttretens. Die Übergangsregelung zu 
§ 54 Abs. 3 a wurde aus Gründen der Rechtssystema- 
tik von der materiell-rechtlichen Regelung getrennt 
in eine gesonderte Vorschrift auf genommen. Insoweit 
wurde auch der Stellungnahme der Bundesregierung 
Rechnung getragen. 


Zu Artikel 4 

Die Verlängerung der Übergangsregelüng ist erfor- 
derlich, um für die Jahre 1995 bis 1997 einen rei- 
bungslosen Ablauf des Erstattungsverfahrens zwi- 
schen den Krankenkassen und der Versorgungsver- 
waltung zu gewährleisten. Die Änderung ist auf- 
grund des späteren Inkrafttretens des Gesetzes erfor- 
derlich. 


Zu Artikel 5 und 6 

Der Stellungnahme der Bundesregierung wird inso- 
weit Rechnung getragen. 
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Drucksache 13/4472 


Zu Artikel 5 (neu) 

Eine rückwirkende Einführung der Pauschalierung 
würde zu erheblichen Schwierigkeiten bei der Ab- 
rechnung führen. Bei einem Inkrafttreten bereits 
zum 1. Januar 1996 müßten unterschiedliche Pau- 
schaherungsregelungen für die alten und neuen 
Bundesländer geschaffen werden. Es ist daher ange- 
zeigt, das pauschale Erstattungsverfahren erst zum 
1. Januar 1998 einzuführen. 


Bonn, den 26. April 1996 


Petra Bläss 

Berichterstatterin 
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